
449 Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit

Trunkenheit hinsichtlich der Verursachung 
einer allgemeinen Gefahr — als Ordnungs­
widrigkeit geahndet werden.
Zum Begriff der Bahn, Luft- und Schiff­
fahrt vgl. § 196 Anm. 4.

2. Die unmittelbare Gefahr bezieht sich 
auf einen schweren Verkehrsunfall in den 
genannten Verkehrszweigen. Sie liegt dann 
vor, wenn eine Situation herbeigeführt 
wird, die die Gesundheit oder das Leben 
von Menschen tatsächlich bedroht oder 
Schäden an bedeutenden Sachwerten mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sind. 
Die unmittelbare Gefahr eines schweren 
Verkehrsunfalls wird nicht dadurch ausge­
schlossen, daß andere die Gefahr erken­
nen und durch Gegenmaßnahmen weitere 
Folgen auf ein geringeres Ausmaß be­
schränken oder verhindern (vgl. OGNJ 
1969/17, S. 538). Bei der Bahn ist die un­
mittelbare Gefahr eines schweren Ver­
kehrsunfalls gegeben, wenn durch das Ver­
halten des Fahrzeugführers (oder auch 
eines anderen) eine in der Regel von ihm 
nicht mehr zu beeinflussende Situation her­
beigeführt wird, in der die Gesundheit oder 
das Leben von Menschen tatsächlich und 
ernsthaft bedroht oder bedeutende Schäden 
an Eisenbahnfahrzeugen, Transportgütern 
oder Eisenbahnverkehrsanlagen konkret zu 
erwarten sind. Kommt es dennoch, z. B. 
infolge des Verhaltens Dritter, nicht zu 
einem Unfall, vermag dies die unmittel­
bare Gefahr nicht auszuschließen.
Wurde ein Unfall verursacht, der nicht als 
schwer im Sinne des § 196 qualifiziert wer­
den kann, ist zu prüfen, ob dennoch die 
unmittelbare Gefahr eines schweren Ver­
kehrsunfalls gegeben war (BG Frankfurt 
(Oder), Urteil vom 5. 2. 1969/H BSR 6/69). 3

3. Täter können Personen sein, die bei 
der Bahn, Luft- oder Schiffahrt beschäf­
tigt sind, oder andere, die eine akute Ge­
fahrensituation von außen, z. B. als Stra­
ßenverkehrsteilnehmer, herbeiführen. Zu 
dem erstgenannten Personenkreis gehören 
Triebfahrzeug- und Schiffsführer, Piloten, 
Stellwerker, Fahrdienstleiter, Personal des 
Flugsicherungsdienstes, Funker, Lotsen, 
Personal für die Wartung der Verkehrs­

mittel und -anlagen hinsichtlich der Be­
triebs- und Verkehrssicherheit und an­
dere.
Ein Radarkontrolleur des Flugsicherungs­
personals, dessen pflichtwidrige Anwei­
sungen über Flughöhe und Kursbestim­
mung an Luftfahrzeugführer im Bereich 
einer Luftstraße zur Gefahr der Kollision 
zweier Luftfahrzeuge führen, indem die 
Mindestabstände unterschritten werden, 
hat sich wegen Gefährdung der Sicherheit 
der Luftfahrt zu verantworten (BG Cottbus, 
Urteil vom 6. 12. 1975/002 BS 5/75).
Auch nicht in diesen Verkehrszweigen be­
schäftigte Personen sind strafrechtlich ver­
antwortlich, wenn sie die unmittelbare Ge­
fahr eines schweren Verkehrsunfalls bei 
der Bahn, Luft- oder Schiffahrt verursa­
chen, z. B. der Sportbootführer, der durch 
pflichtwidriges Verhalten auf Binnenge­
wässern im Bereich von Binnenwasser­
straßen ein Fahrgastschiff zu Manövern 
zwingt, die zur unmittelbaren Gefahr eines 
schweren Verkehrsunfalls führen, oder der 
Kraftfahrer, der durch Verletzung von 
Pflichten beim Überqueren eines Bahn­
übergangs die akute Gefahr eines Eisen­
bahnunfalls herbeiführt (vgl. OGNJ 1969/ 
17, S, 538).

4. Vom Bahn-, Flug- und Schiffsverkehr 
gehen auch Gefahren für andere Bereiche 
aus, die von § 197 nicht erfaßt sind. Kommt 
es z. B. auf einem Bahnübergang durch 
Pflichtverletzungen des Schrankenwärters 
zur Gefahr eines schweren Verkehrsunfalls, 
wodurch vorrangig Straßenverkehrsteil­
nehmer gefährdet werden, ist § 197 eben­
falls anzuwenden (vgl. OGNJ 1969/6,
5. 182).

5. Liegt ein schwerer Verkehrsunfall vor 
(§ 196), steht § 197 dazu im Verhältnis der 
Subsidiarität. Letzterer wird im Verkehr 
der Bahn-, Luft- und Schiffahrt nur ange­
wandt, wenn die in § 196 geforderten Fol­
gen nicht eingetreten sind.
Liegt jedoch in diesen Verkehrsbereichen 
ein schwerer Verkehrsunfall in der Al­
ternative der Beschädigung bzw. Vernich­
tung bedeutender Sachwerte vor und ge­
hen Grad und Ausmaß der durch das Ver-
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